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Berichtigung 

zur Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 

- Drucksache 7/3656 - betr. Grundsätze der wirtschaftlichen Zusammenarbeit in der 
Entwickiungspolitik der Bundesregierung 

- Drucksache 7/3805 - 


Die Antwort der Bundesregierung - Drucksache 7/3805 - auf die 
Frage 1 ist um nachfolgende Anlage zu ergänzen: 

25 Thesen zur Politik der Zusammenarbeit 
mit den Entwicklungsländern 
(Beschlossen in der Kabinettssitzung am 9. Juni 1975) 

1. Auch für die Entwicklungspolitik trifft der Grundsatz der 
Kontinuität und Konzentration zu. Das gilt in unserer 
bilateralen Politik, bei der Mitgestaltung der Entwicklungs- 
politik der Europäischen Gemeinschaft und für unsere Zu- 
sammenarbeit mit der Dritten Welt im Rahmen der VN, 
ihrer Sonderorganisationen und sonstiger internationaler 
Organisationen. 

2. Entwicklungspolitik ist Teil der Gesamtpolitik der Bundes- 
regierung; diese wird sich bemühen, bei der Durchführung 
einen Ausgleich zwischen entwicklungspolitischen Erfor- 
dernissen und unseren anderen Interessen herzustellen. 

3. Die Entwicklungspolitik soll zum Abbau internationaler 
Konfrontation beitragen. Die Bundesrepublik Deutschland 
orientiert sich dabei auch an den von ihr angenommenen 
Grundsätzen der Vereinten Nationen und den in der OECD 
vereinbarten Prinzipien. 

4. Es ist nicht beabsichtigt, den multilateralen Anteil, der 
gegenwärtig annähernd 30 v. H. der aufgewendeten Mittel 
beträgt, zu erhöhen. Innerhalb der multilateralen Entwick- 
lungshilfe soll die gemeinsame Entwicklungspolitik der 
Europäischen Gemeinschaft Vorrang haben. 

5. Eine verstärkte Beteiligung des Rates und der Mitglied- 
staaten bei der Planung und Durchführung der entwick- 
lungspolitischen Maßnahmen der Europäischen Gemein- 
schaft ist notwendig. 

6. Eine unseren Aufwendungen entsprechende personelle 
Repräsentanz ist in den internationalen Gremien und Be- 
hörden anzustreben. 

7. Es soll darauf hingewirkt werden, daß die OPEC-Länder 
sich bei ihren Leistungen für Entwicklungsländer stärker 
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an entwicklungspolitischen Kriterien orientieren, insbeson- 
dere sich den Vergabekonditionen der Industrieländer an- 
nähern, ihre Entwicklungshilfe geographisch weiter auf- 
fächern und dabei stärker nach der Bedürftigkeit der Emp- 
fängerländer differenzieren. 

8. Die OPEC-Länder sollen eine ihren Beiträgen zu internatio- 
nalen Institutionen (IWF, Weltbank etc.) entsprechende 
verstärkte Mitverantwortung bei deren Entscheidungen 
erhalten. 

9. Die Bundesregierung wird den weiteren Entwicklungspro- 
zeß der OPEC-Länder, insbesondere den Aufbau einer 
leistungsfähigen Infra- und Industriestruktur, tatkräftig 
unterstützen. Dabei sollen vor allem das Instrumentarium 
der technischen und wissenschaftlichen Zusammenarbeit, 
der Förderung privater Leistungen und die Handelspolitik 
zum Zuge kommen. 

10. Die Bundesregierung ist bereit, mit den OPEC-Ländern zu- 
sammen im Wege der Dreieckskooperation Entwicklungs- 
projekte in anderen Entwicklungsländern zu fördern. 

11. Die Bundesregierung unterstreicht die Bedeutung der 
Eigenanstrengungen der Entwicklungsländer und wird sie 
dementsprechend fördern. 

12. Die Bundesregierung wird sich darum bemühen, daß die 
Europäische Gemeinschaft, auch im Rahmen des GATT, den 
Entwicklungsländern weitere handelspolitische Vergünsti- 
gungen durch Zollpräferenzen und Abbau von nicht-tarifä- 
ren Hemmnissen gewährt. 

13. Die Bundesregierung wird die strukturpolitische Anpas- 
sung an den unvermeidlichen Strukturwandel im Gefolge 
vermehrter Einfuhren verstärkt erleichtern; dabei ist zu 
vermeiden, daß es zu schwerwiegenden Ungleichgewichten 
bei Produktion und Beschäftigung kommt. 

14. Die Bundesregierung wird die Bedingungen der im Rahmen 
der finanziellen Zusammenarbeit aufgewendeten Mittel so 
anpassen, daß wirtschaftlich fortgeschrittene Länder här- 
tere, die am stärksten betroffenen Länder dagegen günsti- 
gere Konditionen erhalten. 

15 Die Bundesregierung wird die im Rahmen der Zusammen- 
arbeit mit Entwicklungsländern verfügbaren Mittel schwer- 
punktmäßig einsetzen. Der Anteil der ärmsten Entwick- 
lungsländer soll weiter erhöht werden. 

16. Die Bundesregierung wird in Anbetracht der gefährdeten 
Nahrungsmittel Versorgung der Entwicklungsländer die ihr 
für die Zusammenarbeit zur Verfügung stehenden Mittel 
so weit wie möglich auf die ländliche Entwicklung in den 
Partnerländern konzentrieren. Sie wird - soweit dies not- 
wendig ist “ zur Überwindung von Versorgungskrisen ihre 
Nahrungsmittelhilfe fortsetzen. 
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17. Die Bundesregierung wird durch Förderung arbeitsinten- 
siver Technologien in den Entwicklungsländern dazu bei- 
tragen, daß die von ihr zur Verfügung gestellten Mittel ins- 
gesamt einen wirksamen Beitrag zur Lösung des Beschäf- 
tigungsproblems leisten, 

18. Die Bundesregierung wird wegen der besorgniserregenden 
Zunahme der Weltbevölkerung bevölkerungspolitische 
Maßnahmen der Entwicklungsländer und der multilateralen 
Institutionen mit besonderem Nachdruck unterstützen. 

19. Die Bundesregierung wird auf internationaler Ebene mit 
Nachdruck auf die Bedeutung der privatwirtschaftlichen 
Zusammenarbeit für den wirtschaftlichen und sozialen Fort- 
schritt der Entwicklungsländer hinweisen und die Notwen- 
digkeit der Rechtssicherheit und eines gesunden Investi- 
tionsklimas in den Entwicklungsländern unterstreichen. 

20. Die Bundesregierung wird sich bemühen, das Interesse an 
einer Sicherung der Rohstoffversorgung der deutschen 
Wirtschaft mit den Interessen der Entwicklungsländer nach 
Steigerung ihrer Ausfuhren und einem Ausbau der Roh- 
stoffverarbeitung in Einklang zu bringen. 

21. Die Bundesregierung wird den Ausbau der für die tech- 
nische Zusammenarbeit zur Verfügung stehenden Kapazi- 
täten, unter besonderer Berücksichtigung des Angebots der 
deutschen Wirtschaft und der neu geschaffenen Deutschen 
Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ) GmbH, 
die an die Stelle der am 30. Juni 1975 durch das BMZ auf- 
zulösenden Bundesstelle für Entwicklungshilfe tritt, be- 
schleunigen. 

Ferner wird sie sich bemühen, die Koordinierung der mit 
der wissenschaftlich-technischen Zusammenarbeit, insbe- 
sondere mit Fragen des Technologietransfers, befaßten 
Bundesressorts zu intensivieren. 

22. Das Planungs-, Durchführungs- und Prüfungsverfahren für 
Programme und Projekte der Zusammenarbeit soll in Zu- 
sammenarbeit mit den Verwaltungen der Entwicklungslän- 
der weiter vereinfacht und verbessert werden. 

23. Die Bundesregierung beabsichtigt, die Zusagen von Lei- 
stungen an einzelne Entwicklungsländer auf längere Zeit- 
räume als bisher zu beziehen, um eine Konzentration des 
Mitteleinsatzes, z. B. für Großprojekte, und Verwaltungs- 
kostenersparnisse zu erreichen. 

24. Die Vorlage präjudiziert nicht die Haushaltsberatungen. 

25. Die Bundesregierung erkennt das entwicklungspolitische 
Engagement der gesellschaftlichen Gruppen an und er- 
wartet, daß diese Anstrengungen nicht vermindert werden. 
Nur durch ein Zusammenspiel aller staatlichen und priva- 
ten Initiativen kann ein wirkungsvoller Beitrag zum Abbau 
der Nord-Süd- Spannung und damit zu einer langfristigen 
Friedenssicherung geleistet werden. 
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